Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1037/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Feststellung des Jahresabschlusses 2011 des Eigenbetriebes Thiiringer Zoopark Erfurt

Genaue Fassung:

01

Der mit einer Bilanzsumme von 14.928.158,02 Euro und einem Jahresergebnis von
140.670,46 Euro ausgewiesene Jahresabschluss 2011 des Thiringer Zooparks Erfurt, der
mit dem uneingeschrankten Bestatigungsmerk des Wirtschaftsprifungsunternehmen MSC
Schwarzer Albus versehen ist, wird gemalR § 25 Thiuringer Eigenbetriebsverordnung
festgestellt.

02
Das Jahresergebnis in Hohe von 140.670,46 Euro wird auf neue Rechnung vorgetragen und
mit den Verlustvortrdgen aus Vorjahren verrechnet.

03
Fir das Wirtschaftsjahr 2011 wird dem Werkleiter Herrn Dr. Kolpin Entlastung erteilt.

04

Als Abschlussprifer fiir den Jahresabschluss 2012, einschlieBlich der Uberprifung der
OrdnungsmadRigkeit der Geschaftsfiihrung gemaR § 53 Haushaltsgrundsatzegesetz, wird
die MSC Schwarzer Albus GmbH bestellt. Der Priifauftrag ist durch die Werkleitung
auszulosen. Der Prufbericht zum Jahresabschluss 2012 ist spatestens bis Ende 04/2013
dem Oberbirgermeister zu Ubergeben und auch in elektronischer Form zur Verfliigung zu
stellen.

05

GemdR § 25 (4) Thiiringer Eigenbetriebsverordnung ist neben den Beschliissen Uber die
Feststellung des Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung auch der
Bestatigungsvermerk des Abschlussprifers wiederzugeben. Dartiber hinaus sind der
Jahresabschluss sowie der Lagebericht an sieben Tagen 6ffentlich auszulegen. In der
Veroffentlichung ist auf die Auslegung hinzuweisen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1075/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Erweiterung des Schulstandortes Waldorfschule
Genaue Fassung:

01

Die Verwaltung wird beauftragt mit dem Vorhabentrdger alle Schritte und MaBnahmen
herbeizufiihren, die zur Erlangung des Planungsrechts fir die Erweiterung des
Schulstandortes der Waldorfschule in Bischleben-Stedten erforderlich sind.

02
Die Verwaltung wird ermachtigt den stidtebaulichen Vertrag zur Ubernahme der Kosten
abzuschlielRen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1137/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Moderne barrierefreie Informations- und Kommunikationsplattform in Erfurt
Genaue Fassung:

01
Der Stadtrat moge beschlielRen,

1.

Nach MaRgabe des Haushaltes 2013 sind in Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention Voraussetzungen zu schaffen, die Stadtratssitzungen und
deren Live-Ubertragungen durch den Einsatz von Gebardendolmetschern zu Gbersetzen;

2.
Im Rahmen des Universal-Design-Konzeptes Erfurt 2.0 sind alle Dokumente des Stadtrates
Erfurt barrierefrei zu verfassen.

02

Der Oberbirgermeister wird aufgefordert, zeitnah die Internetprasenz der Stadtverwaltung
so zu gestalten, dass diese den Anforderungen einer modernen barrierefreien Informations-
und Kommunikationsplattform geniigt. Dazu gehort beispielsweise das Verfassen in
Brailleschrift oder in leichter Sprache, d.h. als grammatikalisch einfache Sprache fiir Blinde
und Sehbehinderte, aber auch geistig behinderte Menschen.

03
In die Beratung der Vorlage sollte der Behindertenbeirat der Stadt Erfurt einbezogen
werden.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1196/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Solardachkataster der Stadt Erfurt

Genaue Fassung:

01
Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die zeitnahe Verdffentlichung des Solarkatasters,
bei positiver Bewertung durch den Landesbeauftragten fiir Datenschutz, zu gewahrleisten.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1211/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Umsetzungskonzept fiir Sanierungsziele im Quartier Arche
Genaue Fassung:

Der Oberbiurgermeister wird beauftragt, dem Stadtrat bis zur Sitzung im Januar 2013
darzulegen, wie das mit DS 000757/08 bestdtigte Neuordnungskonzept Arche
einschlieBlich der mit DS 000585/08 angeordneten Umlegung rechtlich, technisch und
finanziell umgesetzt werden kann. Alternativen und Konsequenzen der Nichtumsetzung
sind darzustellen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1321/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Entscheidung zum Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens; Einleitungs- und
Aufstellungsbeschluss iiber den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ANV642 "Pflegeheim
- Magdeburger Allee 59"

Genaue Fassung:

01

Dem Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens nach § 12 Abs. 2 BauGB vom
26.06.2012, fur das Vorhaben ,Pflegeheim Magdeburger Allee 59“ wird gemadll § 12
Abs.2 Satz1 BauGB nach pflichtgemdlem Ermessen zugestimmt. Das

Bebauungsplanverfahren soll fur den in der dargestellten Bereich eingeleitet
werden.

02

Fir den Bereich in der Andreasvorstadt, nordlich des Storchmuihlenweges, westlich der
Magdeburger  Allee und sidlich  des  Papiermihlenweges soll  gemadR
§12Abs.1Satz1BauGB i.V.m. §13 aAbs.1BauGB der vorhabenbezogene
Bebauungsplan ANV642 ,Pflegeheim Magdeburger Allee 59 aufgestellt werden.

Mit dem Bebauungsplan werden folgende Planungsziele angestrebt:
— Schaffung der planungsrechtlichen Vorraussetzungen zur Errichtung eines
Pflegeheimes mit im Blockinnenbereich zu errichtenden Gebdudeteilen

— Bewdltigung der Konflikte zwischen den aus dem Pflegeheim resultierenden
Nebennutzungen und den umliegenden schutzwirdigen Wohnnutzungen

— Verbesserung des Wohnumfeldes im Blockinnenbereich durch angemessene
Gestaltung der Freiflachen

03
Die Vorhabensbeschreibung| (Anlage 4)|in der Fassung vom 26.06.2012 werden als

Grundlage des Bebauungsptanmes—ANY642 "Pflegeheim Magdeburger Allee 59" unter
Malkgabe der vorgenannten im Weiteren zu beachtenden Planungsziele grundsatzlich

gebilligt.

04

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemadfR § 13a BauGB im
beschleunigten Verfahren ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB
aufgestellt.

Auf die frihzeitige Unterrichtung und Erorterung nach § 3 Abs. 1 und §4 Abs. 1 BauGB
wird gemalR § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1i.V.m.§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB verzichtet.

05
Der Einleitungs- und Aufstellungsbeschluss ist gemdR § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsiiblich
im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt bekannt zu machen.



GemdR § 133 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, wo
sich die Offentlichkeit Gber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Offentlichkeit innerhalb
einer bestimmten Frist zur Planung dufRern kann.

06

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, mit dem Antragsteller (Vorhabentrager) den
erforderlichen Durchfuhrungsvertrag gemall § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB zur Vorbereitung und
Durchfiihrung dieses Bebauungsplanverfahrens abzuschlieRen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1421/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg"- Satzungsbeschluss
Genaue Fassung:

01

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 Satz 1,8 2 Abs. Tund 2 und 21 Thuringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thuringer Kommunalordnung - ThirKO), der §§ 2, 49 und 83 Abs. 1 Nr. 7
Thiring-er ~ Bauordnung  (ThurBO)  beschliet  der  Stadtrat  Erfurt die
Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg" bestehend aus dem Satzungstext in der
Fassung vom 03.08.2012| (Anlage 2)|und der Karte mit Geltungsbereich, M 1:2000

als Satzung.

02
Die Begrindung|(Anlage 4)|zur Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg" wird
gebilligt.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1513/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Angermuseum Erfurt - Schenkungsangebot Ikonen - Sammlung Pohlen

Genaue Fassung:

01
Die Annahme der Schenkung entsprechend der in der Anlage befindlichen Objekt-Liste
wird vom Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt beschlossen.

02
Der Oberbirgermeister wird beauftragt, einen Schenkungsvertrag abzuschlieRen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1523/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Teilnahme am Programm European Energy Award
Genaue Fassung:

01

Die Landeshauptstadt Erfurt nimmt am Programm European Energy Award (eea)
vorbehaltlich der haushalterischen Voraussetzungen teil und fihrt damit das europdische
Zertifizierungs- und Qualitdatsmanagementsystem fiir eine prozessorientierte nachhaltige
kommunale Klimaschutz- und Energiepolitik ein.

02

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, eine Férderung Uber die Richtlinie zur Férderung
der Nachhaltigen Entwicklung in Thiringen beim Thiringer Ministerium fir
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz zu beantragen.

03
Die Teilnahme am Programm European Energy Award erfolgt nur, falls es gelingt, die
Forderung bis zur Erstzertifizierung entsprechend Punkt 02 zu erhalten.

04
Nach Ablauf der Férderperiode ist die Drucksache dem Ausschuss fur Finanzen,
Liegenschaften, Rechnungspriifung und Vergaben erneut vorzulegen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1700/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

3. Nachtragshaushaltssatzung 2012 und 3. Nachtragshaushaltsplan 2012
Genaue Fassung:

01
Die 3. Nachtragshaushaltssatzung und der 3. Nachtragshaushaltsplan 2012 mit den
Bestandteilen und Anlagen werden beschlossen.

- Ubersicht tiber die Beurteilung der dauernden Leistungsfahigkeit

- Ubersicht tiber die Verpflichtungserméachtigungen

- Ubersicht uber den vorldufigen Stand der Schulden

- Ubersicht tiber den vorldufigen Stand der Riicklagen

- diegednderten Wirtschaftspldne der Eigenbetriebe Entwdsserungsbetrieb der
Landeshauptstadt Erfurt, Thuringer Zoopark Erfurt und Erfurter Sportbetrieb und
des wirtschaftlichen Unternehmen Erfurter Tourismus und Marketing GmbH

02
Der mit dem 3. Nachtragshaushalt 2012 gedanderte Finanzplan sowie der geanderte
Mehrjahresinvestitionsplan 2013 -2015 werden beschlossen.

03
Die mit dem 3. Nachtragshaushalt 2012 gedanderten Haushaltsgrundsatze werden
beschlossen.

04
Die im 3. Nachtraghaushalt 2012 fiir die Tourismus und Marketing GmbH zusatzlich
bereitgestellten Mittel in Hohe von 212.000 € werden gesperrt.

Die Sperre wird durch den Stadtrat aufgehoben, wenn die Geschaftsfihrung der Tourismus
und Marketing GmbH bis zur Novembersitzung 2012 den Stadtrdten ein Konzept zur
zukiinftigen Strategie der Tourismus und Marketing GmbH vorlegt, das die ErschlieBung
neuer Geschdftsfelder und eine Verbesserung des Finanz-Controllings des Unternehmens
beinhaltet und der Mitgesellschafter sich zu einem finanziellen Beitrag an der Ausstattung
der Gesellschaft, der in einem angemessenen Verhaltnis zu seiner Beteiligung steht, bzw.
alternativ sich zur Aufgabe seiner Beteiligung, bereit erklart.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1706/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Grundsticksverkehr - 6ffentliche Ausschreibung von Grundstiicken
Genaue Fassung:

01

Der Stadtrat stimmt der o6ffentlichen Ausschreibung der in der|Anlage 1|aufgefihrten
Grundstiicke sowie der VerauBerung dieser Grundstiicke mindestens zum Verkehrswert zu
und erklart die Belastungsvollmacht fir noch aufzunehmende Grundschulden zur
Finanzierung der Kaufpreise und der Investitionen fiir diese Grundstiicke. Alternativ zur
VerdufRerung soll auch die Bestellung von Erbbaurechten mit einer Laufzeit von maximal
90 Jahren zu mindestens 4 % Erbbauzins moglich sein.

02
Der Oberburgermeister wird ermadchtigt, die im Beschlusspunkt 01 genannten
Festlegungen umzusetzen.

03
Der Beschluss des Stadtrates Nr. 247/00 lfd. Nr. 41 vom 20.12.2000 (TalstralRe 8 - Verkauf
nach § 19 InVorG) wird aufgehoben.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1718/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Neubesetzung eines Vertreters im Aufsichtsrat der TUS Thiiringer Umweltservice GmbH
Genaue Fassung:

01

Herr Stadtrat Andreas Huck wird auf eigenen Wunsch, aus gesundheitlichen Griinden, mit
Wirkung zum 31. Dezember 2012 als Aufsichtsrat der TUS Thiuringer Umweltservice GmbH
abberufen.

02
Herr Stadtrat Rowald Staufenbiel wird mit Wirkung zum O01. Januar 2013 in den
Aufsichtsrat der TUS Thiringer Umweltservice GmbH entsandt.

03
Dem Aufsichtsrat der TUS Thiuringer Umweltservice GmbH wird empfohlen, Herrn Rowald
Staufenbiel als stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden zu wahlen.

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1719/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Neubesetzung eines Vertreters fiir den Aufsichtsrat der SWE Stadtwirtschaft GmbH
Genaue Fassung:

01

Herr Stadtrat Andreas Huck wird auf eigenen Wunsch, aus gesundheitlichen Griinden, mit
Wirkung zum 31. Dezember 2012 als Aufsichtsrat der SWE Stadtwirtschaft GmbH
abberufen.

02
Herr Stadtrat Rowald Staufenbiel wird mit Wirkung zum O01. Januar 2013 in den
Aufsichtsrat der SWE Stadtwirtschaft GmbH entsandt.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1775/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Verwaltungsgebiihren fir Ortsteilveranstaltungen reduzieren

Genaue Fassung:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt,

e innerhalb der Haushaltsberatungen 2013 und vor Beschlussfassung des
entsprechenden Haushaltes dem Stadtrat Vorschlage fiir Verdnderungen der
Verwaltungsrichtlinie zu unterbreiten, die den Verwaltungskostenaufwand fir
Ortsteilveranstaltungen reduzieren; die haushalterischen Auswirkungen sind durch
die Stadtverwaltung darzustellen.

e DabeiistderStand von 2011 zu avisieren bzw. wiederherzustellen;

e Indiesem Zusammenhang legt der Oberblrgermeister eine Liste an
Veranstaltungen vor, mit der Ortsteilveranstaltungen klar definiert und qualifiziert
werden.

e DieVorlage des Oberblrgermeisters ist in der Sitzung des Ausschusses OSO und den
Sitzungen der Ortsteilrate spatestens im Dezember zur Behandlung auf die
Tagesordnung zu setzen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1778/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Kreuzungsvereinbarung zwischen der DB Netz AG und der Landeshauptstadt Erfurt,
Eisenbahniberfiihrung Geschwister-Scholl-Strae (TVA-Objekt-Nr. 66-1232)

Genaue Fassung:
Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, die Kreuzungsvereinbarung zwischen der DB Netz

AG und der Landeshauptstadt Erfurt fur die Eisenbahnuberfihrung Geschwister-Scholl-
Stralle (TVA-Objekt-Nr. 66-1232) zu unterzeichnen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1779/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Kreuzungsvereinbarung zwischen der DB Netz AG und der Landeshauptstadt Erfurt,
Eisenbahniiberfiihrung Heckerstieg (TVA-Objekt-Nr. 66-1187)

Genaue Fassung:
Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, die Kreuzungsvereinbarung zwischen der DB Netz

AG und der Landeshauptstadt Erfurt flur die Eisenbahnuberfihrung Heckerstieg (TVA-
Objekt-Nr. 66-1187) zu unterzeichnen.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 1869/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Mandatswechsel sachkundige Biirgerin im Ausschuss fiir Finanzen, Liegenschaften,
Rechnungsprifung und Vergaben

Genaue Fassung:
Das Mandat sachkundige Birgerin im Ausschuss fir Finanzen, Liegenschaften,
Rechnungsprifung und Vergaben fur die Fraktion BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN wird wie

folgt geandert:

Alt:  Frau Petra Hesse
Neu: Frau Petra Tely Biichner

gez. A. Bausewein
Oberburgermeister



Beschluss zur Drucksachen-Nr. 2104/12 der Sitzung des Stadtrates vom 07.11.2012

Mandatswechsel einer sachkundigen Biirgerin im Ausschuss Soziales, Arbeitsmarkt und
Gleichstellung

Genaue Fassung:

Als sachkundige Birgerin im Ausschuss Soziales, Arbeitsmarkt und Gleichstellung wird

neu: Carmen Frey
bisher: Ingrid Scholz
benannt.

gez. A. Bausewein
Oberblrgermeister
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Deutsches
Rotes
Kreuz

Kreisverband Erfurt e.V.

Anlage 4 des Beschlusses 1321/12

BESCHREIBUNG DES VORHABENS

Vorhabentrager: Deutsches Rotes Kreuz Kreisverband Erfurt e.V.

Projekt: 12-12 AME,

Neubau Seniorenpflegeheim Magdeburger Allee 59 in Erfurt
Stand: 22.06.2012 AK/HE
1. Lage

Das als Teil einer grinderzeitlichen Blockrandbebauung geltende Grund-
stick liegt unmittelbar an der Magdeburger Allee, einer der Hauptverbin-
dungsstralen vom Norden der Landeshauptstadt zur Innenstand. Auf der
gegenuberliegenden StralRenseite befinden sich die Lutherkirche sowie
das Atrium der Stadtwerke Erfurt.

Die verkehrstechnische Erreichbarkeit ist auf Grund der unmittelbar in der
Nahe befindlichen Haltestellen von Bus und StralRenbahn ausgezeichnet.
Des Weiteren ist der Bahnhof Erfurt - Nord schnell erreichbar.

Die bestehenden Gebaude des Blockrandes haben Uberwiegend eine
Geschossigkeit von 2+Dach und 3+Dach. Das Blockinnere ist in Randbe-
reichen mit Nebengebduden und Hinterhdusern bebaut.

2. Grundstiick

Die Gebaude auf dem ca. 3.581 m? groflen Grundstick waren bis zur
Wende Bestandteil der Schuhfabrik , Paul Schafer " in Erfurt. Nach jahre-
langem Leerstand wurde es entkernt und zum grof3en Teil abgerissen.
Vom damaligen Gebaudekomplex bestehen noch der Schornstein des
ehemaligen Heizwerks sowie das Haus IV.

3. Nutzungskonzept

Der Bauherr beabsichtigt die Errichtung eines Altenheimes fur bis zu 80
Platze mit ca. 4.000 m? BGF. Grundsatzlich soll mit Hilfe des Neubaus die
Blockrandbebauung wiederhergestellt bzw. erganzt werden. Fur eine
angemessenen Grundsticksnutzung und Bebauungsdichte sowie wirt-
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Deutsches
Rotes
Kreuz

schaftliche Nutzung ist es erforderlich, einen Teil der Gebaudevolumen im
Hof anzuordnen, wobei optimale Belichtung- und Besonnungsverhaltnisse
erzielt werden sollen.

Ob das bestehende Haus IV erhalten werden kann, soll im Zuge der Vor-
planung anhand von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Bestandsunter-
suchungen geprift werden.

Bei einer Geschossigkeit des Neubaus von 3+Dach bzw. 3+Staffel-
geschoss entlang der Magdeburger Allee und bis zu 3 Geschossen inner-
halb des Hofes ergeben erste Studien eine mogliche Bettenanzahl von 70-
80.

Neben den flr den Betrieb erforderlichen Nebenraumen soll im Erdge-
schoss eine dem o&ffentliche Stralenraum zutragliche Sondernutzung ein-
geordnet werden, die auch von Passanten der Magdeburger Allee genutzt
werden kénnen. In Erdgeschoss soll sich das Gebaude zur Stral’e hin
offnen und Durchblicke in den Hof ermdglichen.

Im Hof wird ein Therapiegarten fur die Bewohner entstehen und zur
griinen Mitte des Blockes werden, die auch neue gestalterische Qualitaten
eines begrinten Freiraumes im Blockinneren fur alle Anrainer erhalten
wird.

Die erforderlichen Stellplatze werden auf dem Grundstlick nachgewiesen
und sollen von der Magdeburger Allee aus uUber eine Durchfahrt im Neu-
bau erschlossen werden.

Das Bebauungskonzept wird an der Sidseite die Option einer zuklnftig
moglichen weiteren raumlichen SchlieBung des Strallenraumes Magde-
burger Allee vorhalten.

—— —

L
/\t D e e

Chrisfian Rommel
Geschaftsfuhrer
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Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg” Anlage zum Beschluss 1421/12

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 Satz 1,§ 2 Abs. 1 und 2 und 21 Thiringer Gemeinde- und Land-
kreisordnung (Thiringer Kommunalordnung - ThirKO) i.d.F. der Neubekanntmachung
vom 28.01.2003 (GVBL.S. 41), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Haushaltsbegleitge-
setzes 2012 vom 21.12.2011 (GVBL. S. 531, 532), der §§ 2, 49 und 83 Abs. 1 Nr. 7 Thirin-
ger Bauordnung (ThurBO) i.d.F. vom 16.03.2004 (GVBL. S. 349), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 23.05.2011 (GVBL. S. 85)

hat der Stadtrat Erfurt am 07.11.2012 die Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg"
mit folgendem Inhalt beschlossen:

§1

Raumlicher Geltungsbereich

Diese Satzung gilt fir Stellplatze, Carports und Garagen und fir deren Nachweis gemafl
§ 49 ThurBO entsprechend dem, in der beigefligten Karte (M 1:2000) ersichtlichen Gel-
tungsbereich.

Die beigefligte Karte vom 03.08.2012 ist Bestandteil der Satzung und kann von Jedermann
im Bauinformationsbiro der Stadtverwaltung Erfurt, LoberstralRe 34, Erdgeschoss eingese-
hen werden.

(2)

§2
Begriffsbestimmung

Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen auRerhalb der 6f-
fentlichen Verkehrsflachen dienen (§ 2 Abs. 5 ThirBO).

Garagen sind Gebdude oder Gebdudeteile zum Abstellen von Kraftfahrzeugen (§ 2
Abs. 5 ThiirBO).

Carports sind uberdachte Stellplatze.

§3
Beschrankungen

In dem nach § 1 abgegrenzten Gebiet der Erfurter Innenstadt (Bereich Petersberg)
wird die Herstellung von Stellplatzen, Carports und Garagen nur auf die notwendige
Anzahl im Sinne des § 49 Abs. 1 Satz 1 ThirBO, vermindert um den fiir Besucher vor-
zusehenden Anteil, beschrankt. (§ 49 Abs. 1 Satz 3 ThirBO). Die Herstellung von Stell-
platzen, Carports und Garagen fiir Besucher wird untersagt.

Die Beschrdnkung der Herstellung von Stellpldtzen bezieht sich nicht auf Stellpldtze
fir Behinderte.

Stand: 03.08.2012 Seite 2 von 3
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Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg”

§4
Abweichungen

Abweichungen von den Vorschriften dieser Satzung werden nach § 63 e ThiirBO geregelt.

§5
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

1 Allgemeine Begriindung

1.1 Vorgeschichte und Bedeutung des Petersberges

Der Petersberg mit seinen Gebduden und Festungsanlagen im Kern der Stadt Erfurt ist ein Ort
von kulturgeschichtlicher Bedeutung, die weit tber Erfurt hinaus geht. Er nimmt fir die Stadt
eine besondere Rolle im Hinblick auf Kultur, Bildung, Erholung und Tourismus ein. Der weitest-
gehend offentliche Charakter des Petersberges soll deshalb auch in Zukunft gewahrt werden.

Eines der wichtigsten Ziele ist es, den Petersberg aus seiner Insellage und Isolation zu befreien
und in die urbane Struktur der angrenzenden Stadtquartiere einzubinden. Der Petersberg als ein
Ort der Erholung, der Kultur, als "Garten Uber der Stadt" soll so entwickelt werden, dass er als be-
sonderer Ort, aber integraler Bestandteil der Stadt von den Erfurtern besser wahrgenommen und
mit seinen unterschiedlichen Freizeitangeboten genutzt wird. Die Freirdume des Petersberges
sollen so gestaltet werden, dass sowohl der ganz eigene Charakter des Ortes herauskristallisiert
als auch der Petersberg als eine Ubergeordnete Einheit besser erlebbar wird. Im Rahmen des Pro-
jektes BUGA 2021 zdhlen die Flachen der Zitadelle des Petersberges zu den Kernbereichen.

1.2 Notwendigkeit des Erlasses einer Stellplatzbeschrankungssatzung

Nach gegenwadrtiger Beurteilung waren auf dem Petersberg die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen nach § 34 BauGB fir die Zulassung von Bauvorhaben gegeben. Fur legal zuldssige Nut-
zungen sind somit ohne Satzung die nach ThurBO erforderlichen Stellpldatze auf dem Baugrund-
stiick nachzuweisen bzw. abzuldsen.

So gibt es Uberlegungen und konkrete Anfragen z. B. derzeit leerstehende Gebdude als Hotel
oder als Veranstaltungsorte zu nutzen, die einen hohen Bedarf an Stellpldatzen entsprechend der
ThurBO zur Folge haben wirden. Die GroRe und Qualitat der Freirdume wirde durch die unbe-
schrankte Zulassung von Stellplatzen und Garagen, die entsprechend der ThirBO diesen Nut-
zungen zuzuordnen sind, negativ beeintrachtigt. Dies wiirde den dargestellten Gbergeordneten
Zielstellungen zur Entwicklung des Petersberges entgegenstehen. Insbesondere Nutzungen fur
Kultur, Gastronomie oder Beherbergung benotigen einen hohen Anteil an Besucherstellplatzen.
Diese waren zeitlich sehr unterschiedlich stark ausgelastet, wiirden aber einen GroRteil der
wertvollen Freiflachen beanspruchen.

1.3 Verfahrensablauf

Die rechtlichen Anforderungen hinsichtlich des Erlassverfahrens ergeben sich aus den Vorschrif-
ten der Thiringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thuringer Kommunalordnung - ThirkKO), §§
19 und 21 ThirKO.

Dementsprechend soll der Stadtrat Erfurt die Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg" als
Satzung beschlielen. Die Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg" wird bei der Rechtsauf-
sichtsbehorde angezeigt und durch den Oberblirgermeister ausgefertigt. Die Satzung tritt am
Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

1.4  Geltungsbereich

Das Gebiet der Stellplatzbeschrankungssatzung "Petersberg" mit einer GréRe von ca. 16,8 ha be-
findet sich innerhalb der Innenstadt der Landeshauptstadt Erfurt, nordwestlich an den Domplatz
angrenzend.

Das Gebiet erstreckt sich zwischen Biereyestralle, Gutenbergstralle, Andreasstrale, Lauentor und
der Stralle Petersberg. Der Geltungsbereich umfasst Grundstiicke in der Gemarkung Erfurt der
Flur 156 und wird begrenzt:

im Nordwesten: durch die 6stliche Grenze des Flurstiickes 1/112,

im Nordosten: durch die westlichen Grenzen der Flurstiicke 13/8, 13/2 und 13/4 (die Teilflache
des ehemaligen Kriegslaboratoriums, Petersberg Nr. 28 ist Bestandteil der Sat-
zung)

im Osten: durch die westliche Grenze des Flurstiickes 12/3, durch die nordliche Grenze
des Flurstiickes 17/15 bis in Héhe der Umfassungsmauern Ravelin Peter, ent-
lang der Umfassungsmauern Ravelin Peter in sudliche und westliche Richtung
bis zum Flurstiick 1/19,

im Siden: durch die nordliche und westliche Grenze des Flurstiickes 1/19, die nordliche
und westliche Grenze des Flurstiickes 5, bis in Hohe der StraRenverkehrsflache
Lauentor, entlang der nérdlichen Grenze der StraBenverkehrsflache in westliche
Richtung bis in Hohe des Flurstickes 1/89, die Ostliche Grenze des Flurstiickes
1/89, die suidliche und westliche Grenze des Flurstlickes 1/104, die sidliche
Grenze der Stralle Petersberg, in westliche Richtung bis in Hohe der dstlichen
Grenze des Flurstiickes 1/112.

2. Begriundung der Stellplatzbeschrankungssatzung

Entsprechend § 49 Abs. 1 Satz 3 ThurBO entfallt die Stellplatzpflicht, wenn die Gemeinde durch
ortliche Bauvorschrift nach § 83 ThurBO die Herstellung von Stellpldtzen und Garagen aus-
schlieRt oder beschrankt. Der Erlass einer ortlichen Bauvorschrift mit Stellplatzregelungen ge-
malk § 83 Abs. 1 Nr. 7 ThirBO kann in einer Stellplatzbeschrankungssatzung aufgenommen wer-
den.

Die Belange des Planungsrechts, des Sanierungsrechts und des Denkmalschutzes bleiben vom Er-
lass der Stellplatzbeschrankungssatzung unberihrt.

Fir die derzeit vorhandenen und materiell legalen 62 6ffentlichen Stellpldtze und 61 nichtof-
fentlichen Stellpldtze sowie 3 Carports innerhalb des Geltungsbereichs der Satzung gilt Be-
standsschutz. Eine Anderung der rechtmaRigen Bestandssituation erfolgt durch den Erlass der
Satzung nicht.

Die Untersagung oder Einschrankung der Herstellung von Stellplatzen, Carports und Garagen in
bestimmten Teilen des Gemeindegebietes ist zuldssig, wenn Griinde des Verkehrs oder stadte-
bauliche Grinde dies rechtfertigen.
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

Die Untersagung bzw. Beschrankung der Stellpldtze im Geltungsbereich der Stellplatzbeschran-
kungssatzung Petersberg beruht sowohl auf stadtebaulichen als auch auf verkehrlichen Griinden
die nachfolgend erldutert werden.

2.1 Stadtebauliche Griinde

Das gesamte Gebiet der Stellplatzbeschrankungssatzung ist Teil des Sanierungsgebietes "Alt-
stadt" EFM 101 vom 24.06.1992 und insofern Gegenstand des besonderen Stddtebaurechts ge-
mald §§ 136 bis 191 BauGB.

Der Petersberg genieRt in seiner Gesamtheit als Kulturdenkmal Denkmalschutz (Eintragung in
das Denkmalbuch vom 04.11.1992) und ist ein ausgewiesenes Bodendenkmal. Das Gebiet der
Stellplatzbeschrankungssatzung befindet sich gleichfalls im Geltungsbereich der Erhaltungssat-
zung "Altstadt"” nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Erhaltung der stadtebaulichen Eigenart des Ge-
bietes auf Grund seiner stadtebaulichen Gestalt) sowie innerhalb des Geltungsbereiches der
Ortsgestaltungssatzung fir die Erfurter Altstadt.

Die Sanierungsziele fur den Bereich des Petersbergs wurden mit dem stadtebaulichen Rahmen-
plan "Petersberg" gemadR § 140 Nr. 3 und 4 BauGB konkretisiert. Diese Planung wurde in Uberein-
stimmung mit der denkmalpflegerischen Zielstellung, erarbeitet 2001 vom TLfD, aufgestellt und
vom Stadtrat als Handlungskonzept beschlossen (Beschluss Nr.059/2003 vom 26. Mdrz 2003).

Mit den Thesen zum Petersberg wurde festgelegt, dass der Petersberg 6ffentlichen Charakter hat
und ein Ort fur Kultur, Bildung und Erholung ist. Die Freirdume erhalten, unabhangig von den Ei-
gentumsverhadltnissen, eine einheitliche, zurlickhaltende Neugestaltung. Dadurch werden die
urspringlichen Funktionsraume nachvollziehbar und die denkmalpflegerisch bedeutsamen
ehem. militarischen Festungsgebdude in ihrer Solitarstellung betont. Stellpldatze dirfen diesen
Gestaltungsgrundsatz nicht beeintrachtigen und sind auf das notwendige Mal zu beschranken.
Besonders wichtige Teile der Zitadelle wie das obere Plateau (ehemals Exerzierplatz) werden
ganzlich von Stellplatzen freigehalten.

Welche negativen gestalterischen und funktionalen Folgen die Anlage von Stellplatzen unmit-
telbar an den Hochbauten hat, ist bspw. an der Unteren Kaserne, heute Stasiunterlagenbehdrde,
zu sehen. Fir Stellpldatze wurden im Norden und Stiden des Gebdudes Freiflachen der allgemei-
nen Nutzung entzogen und abgegrenzt. Der Solitarcharakter der Unteren Kaserne ist deutlich
beeintrdchtigt.

Die Sanierung und Nutzung heute leerstehender Gebdude wirde eine dhnliche Gestaltung zur
Folge haben. Besonders gravierende Veranderungen sind bei den Freiflachen der Defensionska-
serne zu befiirchten. Die riesige Nutzflache des Gebdudes l6st einen erheblichen Stellplatzbedarf
aus. Dabei liegt es aus Sicht eines Investors nahe, diesen Bedarf soweit wie moglich auf dem
nordlichen Grundsticksteil unterzubringen. Es besteht die Gefahr, dass das mittlere Plateau,
welches nach der Neugestaltung Spiel- und Freizeitfunktionen tbernommen hat, vom ruhenden
Verkehr dominiert werden, ja lediglich als Parkplatz wahrgenommen werden wird. Die mithsam
erreichte Qualitat fur Erholungssuchende ginge verloren.

Stellplatze und Garagen beeinflussen somit das gestalterische Erscheinungsbild der Freiflachen
negativ und stehen des Weiteren der 6ffentlichen Nutzbarkeit entgegen. Bereits jetzt sind do-
minierende Anlagen vorhanden, die Teile der ehemaligen Festung pragen und der Offentlichkeit
entziehen (z.B. auf Bastion Gabriel nérdlich der Kaserne A).
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

Insgesamt wurden 61 Stellplatze und 3 Carports (fast ausschlielich vor Beschluss des Rahmen-
plans), die nicht fur die 6ffentliche Nutzung zur Verfligung stehen, auf dem Petersberg zugelas-
sen.

Beschrankungen der Zulassung von Stellpldtzen und Garagen werden daher mit dem Ziel getrof-
fen, die Freiflachen des Petersberges unabhdngig von den Eigentumsverhdltnissen moglichst
einfach und einheitlich in hoher Qualitat zu gestalten. Dies ist eine Voraussetzung, um auf dem
Petersberg eine hohe Aufenthaltsqualitat der 6ffentlichen Raume zu erreichen, die der besonde-
ren Rolle des Petersberges im Hinblick auf Kultur, Bildung, Erholung und Tourismus gerecht wer-
den kann. Somit wird es moglich, den 6ffentlichen Charakter des Petersberges auch in Zukunft zu
wahren und den Festungscharakter im Sinne des Denkmalschutzes zu unterstreichen.

Die Beschrankung der Zulassung von Stellpldatzen und Garagen auf dem Petersberg entspricht
auch den Zielen des BUGA Ausstellungskonzeptes 2021. Wahrend der Gartenschau ist der Pe-
tersberg fir die Prdsentation des Freistaates Thiuringen vorgesehen. Im -“Schaufenster des Frei-
staates”- wirbt das Bundesland firr sich und seine Institutionen selbst und gibt den Regionen
und Kreisen des Landes den notwendigen Rahmen fir ihre Darstellung.

Fir die dauerhafte Nutzung der ehemaligen Defensionskaserne missen noch tragfahige Konzep-
te gefunden und entwickelt werden. Entsprechend der zentralen Lage am oberen Plateau werden
touristische, kulturelle und gastronomische Nutzungen praferiert. Hier wird das Stadtentwick-
lungsinstrument BUGA 2021 als Motor gesehen, um bestehende Ansdtze zu vertiefen bzw. neue
Ideen zu finden. In Vorbereitung der zuklnftigen Nutzung der Defensionskaserne kdnnen die
umgebenden Freianlagen des oberen Plateaus als freiraumbezogene Standortentwicklung
denkmalgerecht umgestaltet und erweitert werden, dem wirde die Zulassung einer groReren
Anzahlvon Stellplatzen und Garagen ebenfalls entgegenstehen.

2.2 Verkehrliche Griinde

Unter verkehrlichen Griinden versteht man Belange des flieRenden sowie des ruhenden Verkehrs.
Gemadl den beschlossenen Zielen des Rahmenplanes hat der Petersberg 6ffentlichen Charakter
und soll als Ort fir Kultur, Bildung und Erholung dienen. Die verkehrliche ErschlieBung soll un-
tergeordnet nur der Andienung vorbehalten bleiben. Der Aufenthalts- und Erholungsfunktion
wird die Prioritdt eingerdumt. Um stdrende Parksuchvorgange auf dem Petersberg zu minimie-
ren, wurde direkt an der Zufahrt ein 6ffentlicher Besucherparkplatz mit 62 Platzen angelegt. Die-
serist erreichbar, ohne den Kernbereich der ehemaligen Festung befahren zu mussen.

Die Errichtung von privaten Besucherstellplatzen im Zusammenhang mit baulichen Nutzungen
erzeugt nicht erwiinschten, zusadtzlichen Zielverkehr zur und auf der ehemaligen Zitadelle, fur
den die ¢ffentlichen Verkehrsfldchen nicht ausgelegt sind. Gemak Rahmenplan soll die Durch-
fahrbarkeit Gber den Petersberg unterbunden werden, um Stérungen und Konflikte mit den Frei-
zeitnutzungen zu reduzieren. Somit endet die 6ffentliche ErschlieBung von der BiereyestralRe
kommend in Hohe des oberen Plateaus. Vor allem bei Veranstaltungen wiirden die Besucher-
stellplatze voll ausgelastet sein, sodass nicht unerheblich viele Besucher unverrichteter Dinge
wieder abfahren mussen oder ihr Fahrzeug illegal auf den Freiflachen abstellen werden. Im Be-
reich des oberen Plateaus kdme es zu einer Vielzahl an Wendemanovern, die bei vielbesuchten
Veranstaltungen eine Gefahr fir Passanten darstellen konnen.
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

Mit der Untersagung von Besucherstellpldatzen auf den Baugrundstiicken kann eine erhebliche
Reduzierung des Kfz- Verkehrs auf dem Petersberg erreicht werden.

Der Petersberg befindet sich in innerdrtlicher Lage, ist aus den umgebenden Stadtquartieren di-
rekt fuBlaufig erreichbar und damit gut in das Wegenetz der Stadt eingebunden. Fiir den motori-
sierten Individualverkehr wird das Gebiet des Petersberges Uiber die StralRe Petersberg erschlos-
sen, es stehen 62 Stellplatze fur die 6ffentliche Nutzung zur Verfligung.

Entsprechend 49.1.6 Vollzugsbekanntmachung der Thiringer Bauordnung (VollzBekThiirBO) ist
fur die Ermittlung der Zahl der notwendigen Stellpldatze insbesondere auch die Anbindung an
den offentlichen Personennahverkehr (OPNV) zu beriicksichtigen. Ein Bauvorhaben kann mit der
Folge der Reduzierung des Stellplatzbedarfs z. B. dann tUberdurchschnittlich gut mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln erreicht werden, wenn es weniger als 400 m von einem OPNV-Haltepunkt ent-
fernt ist und dieser Haltepunkt wdhrend der normalen Nutzungszeiten von mindestens einer Li-
nie des OPNV in zeitlichen Abstédnden von jeweils héchstens zwanzig Minuten angefahren wird.
Die gute Erreichbarkeit kann aber nur dann beriicksichtigt werden, wenn auch erwartet werden
kann, dass tatsachlich die Nutzer in nennenswertem Umfang den OPNV nutzen werden. Bei An-
lagen mit berdrtlichem Einzugsbereich muss dieser ebenfalls tiber den OPNV gut angebunden
ist.

Diese Kriterien werden, wie nachfolgend dargestellt, erfullt:

Die ErschlieRung des Petersberges durch den OPNV ist optimal gewahrleistet, die Haltestellen
sind fuRlaufig erreichbar. In dem durch den OPNV tberdurchschnittlich gut erschlossen Gebiet
wird die Zahl der notwendigen Besucherstellplatze um 100 % (ausgenommen Behindertenstell-
platze) reduziert. Die Minderung von notwendigen Stellpldtzen wird damit begriindet, dass die
Nutzung des OPNV in diesem Gebiet starker ist und ein hohes Verlagerungspotential vom Kfz
zum OPNV besteht.

Allerdings sind zusatzlich zur Luftlinienentfernung z. T. betrachtliche Hohenunterschiede zu
Uberwinden, welche bei vorhandenen Wegen die Luftlinienentfernung zusatzlich vergroRern.
Dies fuhrt dazu, dass einige Wege, die teilweise auch nicht barrierefrei gestaltet sind, weniger
attraktiv werden.

Trotz dieses vorhandenen Steigungsumwegfaktors ist das Gebiet dennoch als gut erschlossen
einzustufen. Fur die Beurteilung wurden Kriterien wie Haltestellenerreichbarkeit und Bedie-
nungsstandard des Nahverkehrsplans herangezogen.

Sowohl Ostlich des Petersbergs in der Andreasstralle und am Domplatz, als auch im Suden und
Sidwesten mit Haltestellen am Theater, in der RudolfstraBe und am Binderslebener Knie ist die
ErschlieBung durch die Stadtbahn gegeben. Die wesentlichen Bereiche des Petersberges liegen
im 400m - Radius um einer der hier aufgefihrten angrenzenden Haltestellen. Innerhalb von
500m - Radien wird der gesamte Petersberg erschlossen.

Haltestelle Webergasse /Andreaskirche:

- Stadtbahnlinien 3 und 6, Stadtbus Linie 90,

- Verkehrsangebot montags - freitags Tagesverkehr mindestens 5 - Minuten - Takt, Abendver-
kehr bis 0.30 Uhr mindestens 10 - bis15 - Minuten-Takt,

- Haltestelle ist in ERNA (Erfurter Nachtnetz)- in Nachten vor Samstagen, Sonn- und Feiertagen
einbezogen.
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

Haltestelle Domplatz:

- Stadtbahnlinien 3, 4, 6, Stadtbuslinie 90,

- Verkehrsangebot montags - freitags Tagesverkehr mindestens 3,3 - Minuten-Takt, Abendver-
kehr bis 0.30 Uhr mindestens 10-bis 15 - Minuten Takt,

- Haltestelle ist in ERNA (Erfurter Nachtnetz) - in Ndchten vor Samstagen, Sonn- und Feiertagen
einbezogen.

Haltestelle Theater:

- Stadtbahnlinie 4

- Verkehrsangebot montags - freitags Tagesverkehr mindestens 10 - Minuten Takt, Abendver-
kehr bis 0.30 Uhr mindestens 20 - bis 30 - Minuten Takt

Haltestelle Justizzentrum:

- Stadtbahnlinie 4

- Verkehrsangebot montags - freitags Tagesverkehr mindestens 10 - Minuten Takt, Abendver-
kehr bis 0.30 Uhr mindestens 20 - bis 30 - Minuten Takt

Haltestelle Bundesarbeitsgericht:

- Stadtbahnlinie 4

- Verkehrsangebot montags - freitags Tagesverkehr mindestens 10 - Minuten-Takt, Abendver-
kehr bis 0.30 Uhr mindestens 20 - bis 30 - Minuten Takt

Uber die aufgefiihrten Stadtbahnlinien besitzt der Petersberg eine sehr gute Erreichbarkeit aus

dem Stadtgebiet und der Region:

- Alle Stadtteile sind direkt oder mit einmaligem Umsteigen erreichbar.

- Die Ortsteile Marbach und Salomonsborn sind tiber Buslinie 90 direkt, die meisten Erfurter
Ortsteile mit maximal einmaligem Umsteigen mit dem Petersberg verbunden.

- Uber die Stadtbahnlinien 3, 4, 6 besteht eine direkte Anbindung von Hauptbahnhof und Bus-
bahnhof und von dort aus in die Region

Rund um den Petersberg besteht ein hohes Parkraumdefizit verursacht durch eine starke Nach-
frage von Anwohnern, Besuchern und Pendlern.

Die Tiefgarage Domplatz mit verfiigbaren 320 Stellplatzen ist an Werktagen gut und an Wo-
chenenden mit Veranstaltungen in der Innenstadt vollstandig ausgelastet. Die Tiefgarage Thea-
ter (insgesamt 106 Stellplatze) bietet einzelne freie gebihrenpflichtige Stellplatze fur Kurzzeit-
parker. Weitere finden sich auch auf dem Parkplatz Gilinterstralle (125 Stellplatze, gebihren-
pflichtig) im stidwestlichen Bereich des Petersberges. Der FuBweg zum Petersberg betragt ca.
700 m.

Fir Beschaftigte gibt es im Umfeld des Petersberges keine freien Stellplatzkapazitaten. Fir sie
stehen die P&R- Pldtze in den Bereichen Europaplatz, Messe und Hauptfriedhof und der attrakti-
ve OPNV zur Verfugung.

2.3 Inhalt der Stellplatzbeschrankungssatzung

Entsprechend § 19 ThiirKO kann die Gemeinde die Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses durch Satzung regeln. Durch Erlass der Stellplatzbeschrankungssatzung wird geregelt, dass
im abgegrenzten Bereich des Petersberges keine Stellplatze fur Besucher errichtet werden dur-
fen.
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Begriindung zur Stellplatzbeschrankungssatzung ,Petersberg*

Dies bedeutet, dass der Bauherr im Baugenehmigungsverfahren von der Errichtung von Besu-
cherstellplatzen freigestellt wird, aber auch nicht freiwillig Stellpldatze fir Besucher errichten
darf.

Im Einzelnen wird mit der Satzung Folgendes geregelt:

2.3.1 Begriffsbestimmung ($ 2 der Stellplatzbeschrinkungssatzung)

"Das Stadtebaurecht benutzt die Bezeichnung "Stellplatze und Garagen" (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 4
BauGB, § 12 Abs. 1 BauNVO) als Sammelbegriff flir vom Bauherrn nachzuweisende oder zu schaf-
fende Gelegenheiten zur Unterbringung von Kraftfahrzeugen im sog. ruhenden Verkehr. Es geht
insoweit von der landesrechtlichen Begriffsbildung aus, ohne dass es ihm auf eine eigene be-
griffliche Abgrenzung zwischen Stellplatzen einerseits und Garagen andererseits ankommt (vgl.
BVerwG, Urteil vom 4. Oktober 1985 - BVerwG 4 C 26.81 - NVwZ 1986, 120; Beschluss vom 31. Au-
gust 1989 - BVerwG 4 B 161.88 - BRS 49 Nr. 16). Das bedeutet, dass der Landesgesetzgeber (oder
Landesverordnungsgeber) frei ist, die Begriffe "Stellplatze und Garagen" im Hinblick auf bauord-
nungsrechtliche Anforderungen eigenstandig zu definieren." Beschluss vom 09.10.2003 - BVerwG 4
B81/03.

Zur Definition der Begriffe Stellplatz und Garage vgl. daher § 2 Abs. 5 ThiirBO. Darin heil’t es:
"Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen auRerhalb der 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen dienen. Garagen sind Gebdude oder Gebdudeteile zum Abstellen von Kraftfahrzeu-

gen.

Weder das Bauplanungsrecht noch das Thiringer Bauordnungsrecht kennen den Begriff des Car-
ports. Als Carport wird eine Abstellmoglichkeit fir einen Pkw mit darliber liegendem, in der Re-
gel auf vier im Erdboden verankerten Stitzen ruhendem Schutzdach angesehen. Da ein Carport
anders als ein Stellplatz Uber zusatzliche Bauteile verfiigt, ist er als Unterfall der Garage anzuse-
hen.

2.3.2 Beschrinkungen (§ 3 der Stellplatzbeschriankungssatzung)

In dem festgesetzten Gebiet der Stellplatzbeschrankungssatzung Petersberg wird fur Bauvorha-
ben der Anteil der Stellplatze fir Besucher auf O reduziert. Die Zahl der notwendigen Stellplatze
ist jeweils im Einzelfall entsprechend der Richtzahlen der Anlage 1 (VollzBekThirBO, Anlage zu
Nr. 49.1.79) zu ermitteln. Davon ist der Anteil fiir Besucher in v. H. zu ermitteln und dieser dann
auf O zu reduzieren.

Das bedeutet, dass nicht nur die Pflicht zum Nachweis der Stellplatze (Herstellung oder Abldse)
entfallt, die Herstellung wird sogar ausdriicklich untersagt. Diese Regelung gewadhrleistet, dass
die durch Satzung beschrankten Stellpldtze, Carports und Garagen auch nicht freiwillig herge-
stellt werden dirfen, da diese den stadtebaulichen, sanierungsrechtlichen und denkmalpflegeri-
schen Zielstellungen entgegenstehen wirden.

Die Moglichkeit der Beschrankung bzw. Untersagung von Stellpldtzen bezieht sich nicht auf
Stellplatze fur Behinderte. Um Menschen mit Behinderungen und Einschrankungen der Mobili-
tat insbesondere wegen der betrdchtlichen Hohenunterschiede und der Gberwiegend nicht bar-
rierefrei gestalteten Zugdnge zum Petersberg nicht zu benachteiligen, sind notwendige Stell-
platze fir Behinderte in voller Hhe zu realisieren.
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Entsprechend § 49 Abs. 1 ThirBO entfallt die Stellplatzpflicht, wenn die Gemeinde durch ortli-
che Bauvorschrift nach § 83 oder durch stadtebauliche Satzung die Herstellung von Stellplatzen
und Garagen ausschlieRt oder beschrankt.

Damit kann eine Verpflichtung zur Ablésung der Stellplatze satzungsrechtlich nicht begriindet
werden, deren Herstellung untersagt oder eingeschrankt worden ist. Die Gemeinde hat zwar die
Moglichkeit, durch Satzung die Errichtung von Stellpldtzen zu verhindern, nicht aber auch wei-
terhin die Moglichkeit, vom Bauherrn in diesen Fdllen eine Abldse verlangen zu kénnen. Mit dem
Entfallen der Verpflichtung zur Realherstellung von Stellpldtzen, Carports und Garagen entfallt
auch die Notwendigkeit, den zwar notwendigen aber rechtlich unzulassigen Stellplatz abzulé-
sen.

Bei der derzeitigen Rechtslage ohne Stellplatzbeschrankungssatzung mussen die nicht herge-
stellten, nach § 49 ThirBO aber notwendigen Stellpldtze gemadll Stellplatzablosesatzung der
Stadt Erfurt abgelost werden, wenn sie z.B. nicht auf dem Baugrundstiick hergestellt werden
kdnnen oder aus denkmalpflegerischen bzw. sanierungsrechtlichen Griinden untersagt werden.
Der Petersberg liegt in Zone Il der Stellplatzablésesatzung, sodass pro Stellplatz derzeit 9.000 €
Ablose zu entrichten sind. Insbesondere Investitionen fur Bauvorhaben, die zur Belebung des Pe-
tersbergs besonders erwiinscht sind, wie Kunst und Kultur, Bildung, Veranstaltungen, Gastrono-
mie und Beherbergung mit ihrem hohen Anteil an Besucherstellplatzen, wirden malkgeblich ver-
teuert. Dies trdgt dazu bei, die Realisierungschancen solcher Investitionen deutlich zu ver-
schlechtern.

Somit mussen nur die nicht beschrankten Stellplatze, die real nicht hergestellt werden kénnen,
auch abgeldst werden. Die Zulassung von Bauvorhaben mit erheblichem Besucherverkehr, die
zur Belebung des Petersbergs besonders erwiinscht sind, wird somit durch den Erlass der Stell-
platzbeschrankungssatzung erleichtert.

2.3.4 Abweichungen ($ 4 der Stellplatzbeschrankungssatzung)

Abweichungen von den Vorschriften der Satzung werden nach § 63 e ThirBO geregelt. Uber Ab-
weichungen von den Regelungen der Satzung wird im Rahmen eines bauaufsichtlichen Verfah-
rens nach § 63 e Abs. 3 ThirBO durch das Bauamt der Stadt Erfurt, Abteilung Bauaufsicht nach
pflichtgemaRem Ermessen entschieden.

2.3.5 Inkrafttreten (§ 5 der Stellplatzbeschrankungssatzung)

Aufgrund des § 21 Abs. 2 der Thiringer Kommunalordnung (ThirKO) kénnen Satzungen frihes-
tens am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft treten. Dementsprechend tritt die Satzung am
Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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3

Anlage 1

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Bau und Verkehr zum Vollzug der Thiiringer Bauordnung
(VollzBekThiirBO), Anlage zu Nr.49.1.7

Nr.

1.1
1.2

1.3
1.4
1.5

1.6
1.7

1.8

1.9

2.1

2.2

3.1

3.2

3.3

Verkehrsquelle

Wohngebadude
Einfamilienhaduser

Mehrfamilienhduser und sonstige
Gebdude mit Wohnungen

Gebdude mit Altenwohnungen
Wochenend- und Ferienhduser

Kinder- und Jugendwohnheime

Studentenwohnheime

Schwesternwohnheime

Arbeitnehmerwohnheime

Altenwohnheime, Altenheime

Gebdude mit Biiro-, Verwaltungs- und
Praxisraumen

Biiro- und Verwaltungsraume allge-
mein

Rdume mit erheblichem Besucherver-
kehr (Schalter-, Abfertigungs- oder Be-
ratungsraume, Arztpraxen u. derglei-

chen)

Verkaufsstatten

Laden, Geschaftshauser

Geschaftshduser mit geringem Besu-
cherverkehr

GroRflachige Einzelhandelsbetriebe
aullerhalb von Kerngebieten

Versammlungsstatten (auBer Sport-
statten), Kirchen
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Zahl der Stellplatze (Stpl.)

1-2Stpl. je Wohnung
1-1,5Stpl. je Wohnung

0,2 Stpl. je Wohnung
1 Stpl. je Wohnung

1 Stpl. je 10 - 20 Betten,
jedoch mind. 2 Stpl.

1 Stpl. je 2 - 3 Betten

1 Stpl. je 3 -5 Betten,
jedoch mind. 3 Stpl.

1Stpl. je 2 - 4 Betten,
jedoch mind. 3 Stpl.

1Stpl. je 8- 15 Betten,
jedoch mind. 3 Stpl.

1 Stpl. je 30 -40 m* Nutzflache

1 Stpl. je 20 - 30 m*> Nutzflache,
jedoch mind. 3 Stpl.

1 Stpl. je 30-40 m* Verkaufsnutzflache,

jedoch mind. 2 Stpl. je Laden

1 Stpl. je 50 m*Verkaufsnutzflache

1 Stpl.je 10-20 m? Verkaufsnutzflache

Anteil fur
Besucher inv. H.

10

20

75

10
10

20

75

20

75

75

75

90
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4.1

4.2

4.3
4.4

5.1

5.2

5.3

54

55

5.6
5.7

5.8
5.9

5.10
5.11
5.12

6.1
6.2

6.3

6.4

7

Versammlungsstatten von tberortli-
cher Bedeutung (z.B. Theater, Konzert-
hauser, Mehrzweckhallen)

Sonstige Versammlungsstatten
(z.B. Lichtspieltheater, Schulaulen,
Vortragssdle)

Gemeindekirchen

Kirchen von Uberortlicher Bedeutung

Sportstatten

Sportpldtze ohne Besucherpldtze
(z.B. Trainingsplatze)

Sportplatze und Sportstadien
mit Besucherpldtzen

Spiel- und Sporthallen ohne
Besucherpldtze

Spiel- und Sporthallen
mit Besucherpldtzen

Freibader und Freiluftbader

Hallenbdder ohne Besucherplatze

Hallenbdder mit Besucherpldtzen

Tennisplatze ohne Besucherpldtze

Tennispldtze mit Besucherplatzen

Minigolfpldtze
Kegel-, Bowlingbahnen

Bootshduser und Bootsliegeplitze

Gaststdtten und
Beherbergungsbetriebe

Gaststdtten von ortlicher Bedeutung

Gaststatten von Uberortlicher Bedeu-
tung

Hotels, Pensionen, Kurheime und
andere Beherbergungsbetriebe

Jugendherbergen

Krankenanstalten
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1 Stpl. je 5Sitzplatze

1Stpl.je 5-10Sitzplatze

1 Stpl. je 20- 30 Sitzplatze
1 Stpl.je 10- 20 Sitzplatze

1 Stpl. je 250 m? Sportflache

1 Stpl. je 250 m? Sportflache, zusatzlich
1 Stpl.je 10- 15 Besucherplatze

1 Stpl. je 50 m* Hallenfldache

1 Stpl. je 50 m* Hallenfldche, zusatzlich
1 Stpl.je 10- 15 Besucherplatze

1 Stpl. je 200 - 300 m? Grundstiicksfla-
che

1Stpl.je 5-10Kleiderablagen

1 Stpl.je 5-10Kleiderablagen, zusatz-
lich 1 Stpl.je 10- 15 Besucherplatze

4 Stpl. je Spielfeld

4 Stpl. je Spielfeld, zusatzlich 1 Stpl. je
10- 15 Besucherplatze

6 Stpl. je Minigolfanlage
4 Stpl. je Bahn
1 Stpl. je 2 -5 Boote

1Stpl.je 8- 12 Sitzplatze
1Stpl. je 4 -8 Sitzplatze
1 Stpl. je 2 - 6 Betten, fiir zugehorigen

Restaurationsbetrieb Zuschlag nach
Nr.6.1 oder 6.2

1 Stpl. je 10 Betten

90

90

90
90

75
75

75

75
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7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

8.1
8.2

8.3
8.4
8.5

8.6

9.2

9.3

9.4
9.5

9.6

10
10.1
10.2

10.3

Universitatskliniken

Krankenhauser von tUberortlicher
Bedeutung (z.B. Schwerpunktkranken-
hduser), Privatkliniken

Krankenhduser von ortlicher
Bedeutung

Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten fir
langfristig Kranke

Altenpflegeheime

Schulen, Einrichtungen der Jugendfor-
derung

Grundschulen

Sonstige allgemein bildende Schulen,
Berufsschulen, Berufsfachschulen

Sonderschulen fiir Behinderte
Fachhochschulen, Hochschulen

Kindergdrten, Kindertagesstatten und
dergleichen

Jugendfreizeitheime und dergleichen

Gewerbliche Anlagen

Handwerks- und Industriebetriebe

Lagerrdume, Lagerplatze, Ausstellungs-
und Verkaufspldtze

Kraftfahrzeugwerkstatten

Tankstellen mit Pflegepldtzen

Automatische Kraftfahrzeugwasch-
stralRen

Kraftfahrzeugwaschplatze zur
Selbstbedienung

Verschiedenes
Kleingartenanlagen

Friedhofe

Spiel- und Automatenhallen

(1) Amtl Anm..
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1 Stpl. je 2 - 3 Betten
1 Stpl. je 3 -4 Betten

1 Stpl. je 4 - 6 Betten
1 Stpl. je 2 - 4 Betten

1 Stpl.je 6-10 Betten

1 Stpl. je 30 Schiler

1 Stpl. je 25 Schiiler, zusatzlich 1 Stpl.
je 5-10Schiler Giber 18 Jahre

1 Stpl. je 15 Schiler
1 Stpl. je 2 -4 Studierende

1 Stpl. je 20 - 30 Kinder, jedoch mind. 2
Stpl.

1 Stpl. je 15 Besucherplatze

1 Stpl. je 50-70 m? Nutzflache oder je
3 Beschiftigte

1 Stpl. je 80- 100 m? Nutzfldche oder je
3 Beschiftigte

6 Stpl. je Wartungs- oder Reparatur-
stand

10 Stpl. je Pflegeplatz
5 Stpl. je Waschanlage

3 Stpl. je Waschplatz

1 Stpl. je 3 Kleingdrten

1 Stpl. je 2.000 m? Grundstiicksflache,
jedoch mind. 10 Stpl.

1 Stpl. je 20 m2 Spielhallenflache, min-
destens jedoch 3 Stellplatze

50
60

60

25

75

10-30
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Der Stellplatzbedarf ist in der Regel nach der Nutzflache zu berechnen; ergibt sich dabei ein offensichtliches Missver-
haltnis zum tatsachlichen Stellplatzbedarf, so ist die Zahl der Beschaftigten zu Grunde zu legen.
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Anlage 1 zur|DS 1706/2012
offentliche Ausschreibumg

on Grundstiicken

Lfd. | Grundstiick Gemarkung Flur | Flurstiick GroRe in m?
Nr.:
1 Lindenallee 4 Vieselbach 2 82/3 TFvonca. 219
2 |Talstralke 8 Erfurt-Nord 53 47 720




	Bschlüsse StR 07.11.12.pdf
	Bschlüsse StR 07.11.12.pdf
	Bschlüsse StR 07.11.12.pdf
	Bschlüsse StR 07.11.12.pdf
	00265140.pdf
	Seite1


	00265141.pdf

	Satzung
	Planzeichnung
	Layout_Vorlage.LAY

	Begründung

	00265139.pdf



